Die neuen Herausforderungen der EU gefährden Hilfe für die Armen

Die Europäische Union macht immer mehr ihre eigene Sicherheit zum Ziel ihrer Außenpolitik und investiert zunehmend Gelder in ihre neuen Mitglieds- und Nachbarstaaten. Nichtregierungsorganisationen (NRO) kritisieren den Bedeutungsverlust des Kampfes gegen die weltweite Armut und fordern mehr Kohärenz.

Seit den Anschlägen des 11. September hat die EU ihre außenpolitischen Prioritäten verschoben, eine Tatsache, die den NRO im Bereich der Entwicklungshilfe Sorgen bereitet. Die innere und äußere Sicherheit der Union hat auf Kosten der Armutsbekämpfung bedeutend an Relevanz gewonnen, klagen NRO und andere entwicklungspolitische Institutionen.

Laut Dr. Reinhard Hermle, dem Vorstandsvorsitzenden des Verbandes Entwicklungspolitik Deutscher Nichtregierungsorganisationen (VENRO), belaufen sich die Entwicklungsgelder weltweit auf 60 Mrd. US Dollar. Das sei zu wenig, meint Hermle. Um das im Jahr 2000 von der UNO erklärte Ziel zu erreichen und die Zahl der in extremer Armut lebenden Menschen bis 2015 zu halbieren, müsste die internationale Gemeinschaft mindestens das doppelte investieren. 

Mehr als die Hälfte der Mittel kommt aus der Europäischen Union und ihren Mitgliedsstaaten. Die NRO kritisieren jedoch die regionale Verteilung dieser Gelder. "Unter den Ländern, die von der EU die größte finanzielle Hilfe erhalten, sind die ärmsten Länder nur spärlich vertreten. Die Gelder gehen vor allem dahin, wo es der EU wirtschaftlich und sicherheitspolitisch passt". Das sind, laut Hermle und Dr. Thomas Lawo, Generalsekretär von EADI (European Association of Development Research and Training Institutes), vor allem die neuen EU-Nachbarn in Osteuropa und die südlichen Mittelmeer-Anrainer.

Wohin fließt das Geld?

Alexander Baum vom Ausschuss für Haushalt und strategische Planung der Europäischen Kommission bestätigt, dass seit den 90er Jahren die für die Nachbarländer bestimmten EU-Mittel zugenommen haben. Dies betrifft insbesondere die Balkanstaaten und die ehemalige Sowjetunion, einbezüglich der neuen EU Mitgliedsstaaten. 

Dagegen ist die für Asien und Afrika bestimmte Hilfe zurückgegangen. Lateinamerika aber erhielt in den 90er Jahren mehr Mittel als in der Dekade davor, was wohl auf die EU-Beitritte Portugals und Spaniens zurückzuführen sei, meint Baum.

Ohne Zahlen zu nennen, verneint er indessen, dass die Europäische Kommission Afrika vernachlässige. Laut Baum sind es die Mitgliedsstaaten, die ihre Hilfe für die Subsahara Staaten de facto zurückgeschraubt haben. Das Geldvolumen, das aus den Brüsseler Kassen nach Afrika fließt, bleibt nominal zwar fast konstant, allerdings kommt es prozentual gesehen zu einem Rückgang. Für den Politikwissenschaftler Hermle sollte indessen die Armutsbekämpfung von einer Erhöhung des EU-Haushalts profitieren und mehr Mittel erhalten.

Friedenstruppe als Entwicklungshilfe

Der Vorstandsvorsitzende von VENRO und der Generalsekretär von EADI bemängeln außerdem die Zweckentfremdung der Mittel aus dem Europäischen Entwicklungsfonds. Ein aktuelles Beispiel sei ihre Verwendung für die Finanzierung afrikanischer Friedenstruppen. Aber "es besteht kein Zweifel, dass die europäische Friedenspolitik und die Armutsbekämpfung" miteinander verbunden sind, argumentiert Alexander Baum vom Haushaltsausschuss der Kommission. Laut Hermle sei Deutschland das einzige Land gewesen, das sich gegen die „Fehlleitung“ der Mittel ausgesprochen habe.

Der Vorstandsvorsitzende des Verbandes der NRO betrachtet die Sorge der EU um ihre Sicherheit als legitim, genau wie ihre Interessen im osteuropäischen Raum. Er kritisiert jedoch, dass diese die traditionelle Kooperation für die Entwicklungshilfe nachteilig beeinträchtigen. "Die beste und kostengünstigste Sicherheitspolitik ist eine effiziente, armutsorientierte Entwicklungspolitik", unterstreichen Hermle und Lawo.

Inkohärenz im Agrarbereich

In diesem Punkt plädieren beide für mehr Kohärenz. "Seit Maastricht ist dieses Prinzip in den EU-Abkommen verankert", aber bis jetzt ist man über die "gute Absicht" nicht hinausgekommen. Als Beispiel führen sie an: "Die EU und ihre Mitgliedsstaaten investieren immer noch zehnmal so viel in die Agrarunterstützung wie in die Entwicklungszusammenarbeit." In anderen Worten: Die Hilfe zugunsten der afrikanischen Bauern wird durch den Protektionismus und die Subventionen an die europäische Landwirtschaft wieder aufgehoben. 

Alexander Baum gibt zu, dass der Maastrichter Vertrag in dieser Hinsicht sehr ehrgeizig war. Die sektorale Politik der EU weise tatsächlich viele Widersprüche auf, meint das Mitglied der Europäischen Kommission. Man versuche aber, diese Konflikte politisch beizulegen.

Polemik über die Ursachen der Armut

In der von VENRO und EADI in Bonn veranstalteten Debatte vom vergangenen Donnerstag (29. April) gab es ganz offensichtlich unter den verschiedenen politischen Richtungen unterschiedliche Auffassungen darüber, welches die Ursachen der weltweiten Armut seien und wie diese bekämpft werden sollen.

Während Frithjof Schmidt von den Grünen die Armut als Erbe des Kolonialismus bezeichnet – wobei es für Europa eine moralische Pflicht sei, zu helfen – macht Martin Wilde (CDU) die nationalen Eliten und die Korruption dafür verantwortlich. 

Auch für Schmidt geht es allerdings nicht darum, aus Gründen der Nächstenliebe Hilfe zu leisten. Vielmehr sehe sich Europa um der eigenen Sicherheit willen genötigt, die armen Länder der Welt bei ihrer Entwicklung zu unterstützen.

Bedingung: Demokratie und Menschenrechte?

Auch die Demokratie und der Aspekt der Menschenrechte als Kriterien für die Bewilligung von Mitteln zur Entwicklungshilfe wurden polemisch diskutiert. Der Christdemokrat Wilde erinnerte daran, dass Europa zur Zeit an der Armutsbekämpfung in der arabischen Welt interessiert sei, um die Anzahl potenzieller Anhänger Bin Ladens zu reduzieren, ohne jedoch die sozialpolitische Realität dieser Länder in Frage zu stellen. Als Beispiel nannte er Saudi Arabien, wo den Frauen nicht einmal erlaubt sei, den Führerschein zu erhalten. 

Michael Dauderstädt (Friedrich-Ebert-Stiftung) seinerseits überraschte die Runde damit, dass er sich auf China als das Land bezog, welches den größten Erfolg im Kampf gegen die Armut erlangt habe, trotz fehlender Demokratie. Joachim Lindau von der Nichtregierungsorganisation Brot für die Welt hinterfragt ebenfalls den Boykott gegen nicht-demokratische Nationen. "Man kann die Armut nicht langfristig bekämpfen, indem man die Bevölkerungen für ihre Regierungen bestraft, an deren Wahl sie meist gar nicht teilnehmen", argumentiert er.
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